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Kontext

Doppelrolle…
� …AdNovum als IT-Dienstleister

für Bund und Kanton
� …AdNovum als KMU mit

175 Mitarbeitern und 
EU Niederlassung in Ungarn 
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EU Niederlassung in Ungarn 



Aktuelle Forderungen

� „Opel will Staatshilfen wegen GM-Krise“ 
Reuters, 14.11.

� „Deutschland: 20 Banken rufen nach Staatshilfe“ 
Der Standard, 13.11.

� „American Express braucht Staatshilfe“
Handelsblatt, 11.11

� „UBS hofft auf Trendwende dank Rettungspaket“
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� „UBS hofft auf Trendwende dank Rettungspaket“
Basler Zeitung, 4.11.

� „Bund stützt die Wirtschaft mit bis zu 1,5 Milliarden Franken“ 
Tages-Anzeiger, 12.11. 

� Ich hoffe, wir sind uns einig: Das sind keine nachhaltigen 
Anforderungen der Wirtschaft an die Politik!



Was kann ein KMU für den Staat tun?

� Zukunftsgerichtete Arbeitsplätze schaffen
� Beitrag zum Steuersubstrat leisten (direkt und indirekt)
� Ausbildungsplätze schaffen
� Innovative Impulse geben

"…ask not what your country can do for you – ask what  you 
can do for your country." John F. Kennedy, Antrittsrede 1961
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� Innovative Impulse geben
� Startups wie z.B. AXSionics

� Image im Ausland prägen
� Viele kleine und mittlere CH-Firmen sind mit Nischenprodukten 

Weltmarktführer; Thema „Swissness“

� 75% der CH-Beschäftigten arbeiten für KMUs
� 60% des Bruttoinlandprodukts entfallen auf KMUs



Anforderungen = gute Rahmenbedingungen

Standort Schweiz als "sicherer" Hafen
Stabile, bewährte, attraktive Rahmenbedingungen:

� Moderne Verkehrs-, Energie- und Kommunikationsinfrastruktur
� Relativ moderate Steuerbelastung und tiefe Sozialabgaben

� Negativbeispiel: Ungarn

� Hochstehendes Bildungswesen – ETH, Uni St.Gallen, FHs, etc.
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� Hochstehendes Bildungswesen – ETH, Uni St.Gallen, FHs, etc.
� Funktionierendes Gesundheitssystem 
� Herrschende Rechtssicherheit
� Ausgewogene Sozialpartnerschaft

Attraktive Rahmenbedingungen führen zu erstklassiger Lebensqualität!

Folge: Gute Firmen bleiben in der Schweiz, ausländische Firmen und 
ausländische Mitarbeiter kommen zusätzlich.



Herausforderungen bei Rahmenbedingungen

Freier Personenverkehr
� Grossartige Verbesserungen dank bilateraler Abkommen mit EU
� Bürokratische Hürden teilweise noch nicht abgebaut
� Rückschritt wäre fatal (Referendum Rumänien/Bulgarien)

Lohnkosten/Lohnattraktivität
� Den relativ tiefen Lohnnebenkosten Sorge tragen
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� Den relativ tiefen Lohnnebenkosten Sorge tragen

Bildung
� Bologna-Reform bringt nicht nur Vorteile
� Attraktivität steigern für zukunftsgerichtete Studiengänge

Verwaltung
� Behördengänge elektronisch und durchgängig gestalten
� Effizienz der Prozesse erhöhen -> E-Government



E-Government-Landschaft Schweiz

Schweiz liegt im EU-Vergleich auf den hintersten Plä tzen
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E-Government-Landschaft Schweiz   II

2007: Bundesrat verabschiedet E-Government-Strategi e

2007: Rund 40 prioritäre Vorhaben definiert
� A1.01 Unternehmensgründung
� A1.04 Zollabfertigung von Waren etc.
� Federführende Organisationen für jedes Vorhaben definiert
� Diese Organisationen müssen auch die nötigen Budgets haben!
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� Diese Organisationen müssen auch die nötigen Budgets haben!

Geschäftsstelle E-Government-Strategie
� Koordiniert Umsetzung der E-Government-Strategie
� www.egovernment.ch

Diverse Initiativen beginnen zu greifen
� z.B. eCH: definiert E-Government-Standards
� eVanti.ch: Inventar von E-Government-Lösungen



E-Government-Landschaft Schweiz   III

„Die Umsetzung der nationalen E-Government-Strategie 
schreitet voran. Die ersten der knapp 40 vor einem Jahr 
bestimmten prioritären Vorhaben seien bereits in der 
Realisierungsphase, teilte das Eidgenössische 
Finanzdepartement (EFD) am Donnerstag mit.“ NZZ, 30. 
Oktober 2008
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� Es besteht Anlass zu Hoffnung!



Praxisbeispiel einer übergreifenden Lösung

Zentrales Migrationsinformationssystem (ZEMIS)

� Federführend: EJPD/BFM
� Personendaten

ausl. Staatsangehöriger 
> 10 Mio. Identitäten
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Praxisbeispiel ZEMIS
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Anforderungen an die Politik ...

... aus Sicht eines IT-Dienstleisters im E-Government-Umfeld

E-Government Architektur muss definiert sein
� Synergien zwischen Ämtern, Kantonen, Gemeinden
� Wiederverwendbarkeit von Architekturkomponenten

Standards müssen definiert sein
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� z.B. Erfassung, Ablage und Übermittlung von Personendaten
� Standards müssen praxistauglich und verbindlich sein

Rechtsgrundlagen müssen klar sein
� Akzeptanz und Anwendbarkeit von Rechtsvorschriften
� z.B. einfache Bewilligungsverfahren für Ausländer, Datenschutz
� Nebeneinander: Bundesrecht, Kantonales Recht, Gemeinderecht
� Öffentliches Beschaffungswesen: Leitplanken des Bundes gefordert!
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Fazit

Es gibt genügend Gremien (ISB, eVanti.ch, eCH, ePow er)
� Was es braucht: Stärkung der Gremien und bessere 

Koordination
� Finanzielle Mittel für Pilotprojekte / Architektur-Blue-Prints

Standards müssen praxistauglich sein
� Ansatz: Bewährtes Bestehendes zum Standard erheben
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� Ansatz: Bewährtes Bestehendes zum Standard erheben

Verbindlichkeit: Leitplanken nicht nur vorgeben, so ndern 
auch durchsetzen

� “Stell dir vor, es wäre eCH und keiner ginge hin ...“
� Ansatz: Konformität mit Standards als Ausschreibungskriterium
� Wer zahlt, befiehlt: Bund und Kantone müssen auf Verwendung 

der eCH-Vorgaben beharren





Kontakt

AdNovum Informatik AG
Ruedi Wipf, CEO
Röntgenstrasse 22, 8005 Zürich
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Röntgenstrasse 22, 8005 Zürich
mailto:ruedi.wipf@adnovum.ch
Tel. +41 44 272 6111


